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Nr. 12197.) Verordnung, betreffend die Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues in 
ä Preußen. Vom 22. November 1921. 5 


Auf Grund der §§ 9 und 12 des Reichsgeſetzes vom 26. Juni 1921 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 773) wird hiermit 
folgendes verordnet: a 
Artikel 1. 


Als Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues werden in Preußen vom 1. Oktober 1921 ab bis auf 
weiteres Zuſchläge zu der auf Grund des Geſetzes vom 21. Mai 1861 veranlagten ſtaatlichen Gebäudeſteuer 
erhoben, ſoweit die Gebäude abgabepflichtig und vor dem 1. Juli 1918 fertiggeſtellt ſind. 


Artikel 2. 
Der Zuſchlag beträgt 5 vom Hundert des jährlichen Nutzungswerts. Dementſprechend werden erhoben: 
a) 125 vom Hundert der Gebäudeſteuer bei allen nach §5 zu! des Gebäudeſteuergeſetzes zu 4 vom Hundert 
des Gebäudeſteuernutzungswerts veranlagten Gebäuden (oder Gebäudeteilen) mit Ausnahme der⸗ 
jenigen Wohngebäude, die zu landwirtſchaftlichen Betrieben gehören und im weſentlichen für die 
in dieſen Betrieben tätigen Perſonen beſtimmt find; 
b) 250 vom Hundert der Gebäudeſteuer bei allen nach § 5 zu 2 des Gebäudeſteuergeſetzes mit 
2 vom Hundert des Gebäudeſteuernutzungswerts veranlagten Gebäuden (oder Gebäudeteilen) ; 
c) 250 vom Hundert der Gebäudeſteuer bei den unter a ausgenommenen, zu landwirtſchaftlichen Betrieben 
gehörigen Wohngebäuden, deren Gebäudeſteuernutzungswerte nach Mietpreiſen feſtgeſtellt worden find; 
d) 350 vom Hundert der Gebäudeſteuer bei den unter a ausgenommenen, zu ae Betrieben 
gehörigen Wohngebäuden, deren Gebäudeſteuernutzungswerte nicht nach Mietpreiſen feſtgeſtellt 
worden ſind. 8 
Artikel 3. 


Die Verwaltung der ſtaatlichen Abgabe mit Ausnahme der Einziehung wird den Behörden, die die 
ſtaatliche Gebäudeſteuer verwalten, übertragen. 
Die Einziehung der Abgabe erfolgt gegen eine vom Finanzminiſter feſtzuſetzende Entſchädigung durch 
die Gemeinden. 
Artikel 4. 


Die Juſchläge nach Artikel 2 zu e und d können auf Antrag ermäßigt werden, wenn der Gebäude⸗ 
eigentümer den Nachweis erbringt, daß die Abgabe mehr als 5 vom Hundert des Friedensnutzungswerts 
ſämtlicher zu der ländlichen Beſizung gehörigen Wohn- und Betriebsgebäude beträgt. 

Der Antrag iſt binnen einem Monat nach Zuſtellung der Zahlungsaufforderung beim Regierungs- 
präſidenten, für Berlin beim Präſidenten der Minifterial, Militär“ und Baukommiſſion zu ſtellen. Gegen 
deren Entſcheidung iſt binnen einem Monat die Beſchwerde an den Jinanzminiſter zuläſſig. Der Finanz 
miniſter entſcheidet endgültig. 
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Ausgegeben zu Berlin den 3. Dezember 1921. 94 


. Artikel 55 f 

Artikel 2 Abf. 2: gilt sinngemäß bei Anträgen, die ſich gegen die Abgabepflicht der Gebäude (5 3 des 
Reichsgeſetzes) richten. Artitel | 

Bere - - | 


5 Die Gemeinden haben zu den nach Artikel 2 und 3 zu erhebenden ſtaatlichen Zuſchlägen ihrerſeits Zu⸗ 
ſchläge in gleicher Höhe zu erheben, deren Ertrag lediglich zur Förderung der Wohnungsbeſchaffung und 
Siedlung zu verwenden iſt. . 
Die Verpflichtung zur Erhebung der Zuſchläge wird für Gutsbezirke, Landgemeinden und nichtkreisfreie 
Städte den Kreiſen übertragen. Uber die Verwendung: des Ertrags der von ihnen erhobenen gemeindlichen 
Zuſchläge beſchließt ein Ausſchuß, der aus dem Landrat und fünf vom Kreistage zu wählenden, im Wohnungs⸗ 
und. Siedlungsweſen erfahrenen Perſonen zu bilden iſt, von denen mindeſtens drei beamtete Mitglieder einer. 
ee fein müſſen. Der Landrat führt den Vorſitz, feine Stimme gibt bei Stimmengleichheit 
den Ausſchlag. 

Stadtgemeinden über 10000 Einwohner iſt auf Antrag vom Regierungspräſidenten das Recht zu 
gewähren, die gemeindlichen Zuſchläge ſelbſtändig zu erheben und zu verwenden. i 
Euntſprechende Anträge von anderen Gemeinden unterliegen der Entſcheidung des Regierungspräſidenten⸗ 
5 Über Anträge auf⸗Erhöhung der gemeindlichen Zuschläge bis zum Dreifachen der nach Artikel 2 und 3 
zu erhebenden ſtaatlichen Zuschläge entſcheidet der Regierungspräſident, für Berlin der Oberpräſident. Weiter⸗ 
gehende Anträge find dem Miniſter für Volkswohlfahrt zur Entſcheidung vorzulegen. 

A Im Bezirke des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk entſcheidet in den Fällen der UBT! 3 und 4 der | 
Verbafdspräſident und im Falle des Abf: 5 der Verbandspräfident zuſammen mit dem: Regierungspräſidenten 


„ Artikel 7. 5 
Die Steuerbehörde hat auf Antrag die Abgabe auf die Nutzungsberechtigten gemäß 89 Abſ. 2 des 
gesetzes zu verteilen. Dem Antrage ſind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. Gegen die Verteilung | 
zen einem Monate die Beſchwerde beim Regierungspräſidenten für Berlin beim Präſidenten der 
Miniſteriale, Militär und Baukbömmiſſtön zuläſſtgg. N 8 RE 

Die Beträge, die von den Rutzungsberechtigten der Gebäude oder Gebäudeteile an den zur Abgabe Ver. 
pflichteten zu erſtatten find (§ 9 Abs. 2 des Reichsgefetzes), können wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 


2 Wiritel 8 5 
Die Erhebung der Abgabe für die Hoöhenzollernſchen Lande wird durch eine beſondere Verordnung 5 
geregelt werden. : | a 
Berlin, den 22. November 1921. a 5 3 
Dier Preußiſche Miniſter ; Der Preußiſche Finanzminiſter. 8 
für Volkswohlfahrt. | , Richter f 
J Surtiteren- a : 


Gr. 12198.) Verordnung über Erhöhung, der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten. 
Vom 30. November 1921: 5 8 f 


Au Grund des Artikel III des Geſetzes über Erhöhung der Ejſenbahnfaährkoſten bei Dienſtreiſen der Staats 
Beamten vom 9, Auguſt 1918 (Geſetzgamml. S. 143) verordnet das Preußiſche Staatsminiſterſum was folgt: 
Bei Dlenſtreiſen, die nach dem 30. November 1921 angetreten werden, erhalten die Beamten an 
Faͤhrköſten an Stelle 8 im § 3 Abf. 1 Nr. 1 und Abſ. 4 des Reiſekoſtengefetzes vom 26. Juli 1910 (Geſetz⸗ 
e in der Faſfung der Verordnung vom 31. Mai 1921 (Geſetzſamml. S. 377) vorgeſehenen 
Fährkoſtenſätze ; x 


: + (Gefehfamml: S. 213) ſowie der Anderungen vom 2. Novem 


185 


Stelle der in oſtenge 
tember 1910 vorgeſehenen Reiſekoſten die im 8 2 feftgefebten Vergütungen gewährt. 


e 
im⸗ Falle: des 935 Abf: 17 err Lia Hälbfatz l̃)h)0)) ] 
i » 2* . 8 


5 
3 » 2 j 
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im Falle des § 3 Abſ. 4. , 


Berlin, den 30. November 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff. Severing. v. Richter. Wendorff. Siering. Hirtſiefer. 


(Nr. 12199.) Allgemeine Verfügung über die Feſtſetzung von Vergütungen für Dienſtreiſen nach nahe⸗ 
en gelegenen Orten. Vom 30. November 1921. 


i Auf Grund des 8 9 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetz⸗ 


ſamml. S. 150) wird unter Aufhebung der Allgemeinen Verfügung des Staatsminiſteriums vom 13. Oktober 1911 
der: 1918 (Geſetzſamml. S. 177) und 16. De⸗ 

zember 1919 (Geſetzſamml. 1920 S. 3/4) folgendes beſtimmt: 

| ET 


Fir Dienftreifen nach nahegelegenen Orten nd zurück, die mit der Eiſenbahn, der Kleinbahn oder 2 


in dem Reiſekoſtengeſetze vom 26. Juli 1910 und den Ausführungsbeſtimmungen vom 24. Sep 


Als nahegelegen im Sinme dieſer Verfügung gilt ein Ort, wenn die bei einer Berechnung der Jahre 
koſten maßgebende Entfernung zwiſchen ihm 15 Wohnorte (bei Reifen, die am Urlaubsort angetreten 
umd- beendet werden, zwiſchen ihm und dem Urlaubsorte) nicht mehr als 30 km beträgt, und wenn zwiſchen 
beiden Orten ein Vorort, Stadt-, Ring- oder Straßeubahnverkehr beſteht oder in ſonſtiger Weiſe mit den im 
Abf. 1 genannten Verkehrsmitteln täglich von 6 Uhr morgens ab in jeder der beiden Reiſerichtungen eine 
mindeſtens achtmalige fahrplanmäßige Verbindung vorhanden iſt. Werden auf einer Reiſe mehrere Geschäfts. 
orte berührt, ſo gelten ſie als nahegelegen, wenn jeder einzelne Gefchäftsort von dem Wohnort (Urlaubsorte) 
wenigſtens in einer Reiſerichtung nicht mehr als 30 km entfernt liegt, und wenn zwiſchen den einzelnen 
Orten in beiden Reiſerichtungen die im vorſtehenden Satze angegebenen günſtigen Verkehrsverbindungen beſtehen. 
Die Vergütung nach § 2 wird auch gewährt, wenn die Dienſtgeſchäfte an einem nahegelegenen Orte 
nicht an einem Tage beendet werden und der täglichen Rückkehr des Beamten nichts entgegenſteht. a 


8.2. 
Als Vergütung für mr Köften erhalten die Beamten N 
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ausgeführt werden und an demſelben Tage angetreten und beendet werden können, werden an 
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Es gehören von den in der Beſoldungsordnung zum Beamtendienſteinkommensgeſetze vom 17. Dezember 
1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) aufgeführten Beamten 


die Beamten mit 
feſten Mindeſt⸗ 


Grundgehaltsſätzen grundgehaltsſätzen ee 
in Gruppe in Gruppe 
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Neben der Vergütung ſind dem Beamten die wirklich erwachſenen Fahrtauslagen für die benutzte und 
ihm nach § 3 des Reiſekoſtengeſetzes zugebilligte Wagen⸗ oder Schiffsklaſſe zu erſtatten. 

Eine beſondere Vergütung für Zu- und Abgang wird nicht gewährt. 

Überſteigen die hiernach feſtgeſetzten Vergütungen einſchließlich Fahrtauslagen diejenigen Beträge, welche 


den Beamten nach den ſonſt anzuwendenden Vorſchriften zuſtehen würden, ſo erhalten ſie nur die geringeren 
Beträge. N 
83. 


Auslagen des Beamten für die Beförderung von Akten, Karten, Geräten uſw., deren er zur Erledigung 
des Dienſtgeſchäfts bedarf, ſowie Schnellzugszuſchläge werden geſondert erſtattet. 
Hat der Beamte auf der Dienſtreiſe höhere Beträge Anden müſſen, als die Vergütung beträgt, ſo 
werden ihm die Mehrauslagen bis zur Höhe der Vergütung, welche nach den ſonſt anzuwendenden Vorſchriften 
zu gewähren wäre, erſtattek. Der Beamte hat zu dieſem Zwecke ſeine Auslagen nach den einzelnen Arten 
ſummariſch geordnet anzugeben eine Belegung iſt nicht erforderlich. . 


8 4. 
Dieſe Verfügung gilt nicht für Reiſen, für welche an Stelle der in dem Reiſekoſtengeſetz und den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen vom 24. September 1910 vorgeſehenen Vergütungen gemäß § 17 oder § 8 Abſ. 2 Satz 1 


oder § 9 des Reiſckoſtengeſetzs anderweite Beträge in anderer als der in dieſer Verfügung vorgeſehenen Weiſe 
feſtgeſetzt ſind oder feſtgeſetzt werden. 
8 5. 5 


Dieſe Verfügung gilt nicht für Reiſen, die zum Zwecke der Erledigung von Dienſtgeſchäften im Aus⸗ 
lande ganz oder teilweiſe außerhalb des Reichsgebiets ausgeführt werden. 


$ 6. 
Dieſe Verfügung tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 1921 ab in Kraft. 
Berlin, den 30. November 1921. 


i Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Severing. v. Richter. Wendorff. Siering. Hirtſiefer. 
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